
Nach der seit 2026 geltenden Fassung von § 74 AsylG muss eine Klage gegen eine asylrechtliche
Entscheidung grundsätzlich innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung erhoben werden. In
bestimmten beschleunigten oder mit einwöchigem Eilrechtsschutz verbundenen Fällen beträgt die
Frist nur eine Woche.

Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind grundsätzlich binnen eines
Monats nach Zustellung anzugeben. Neues Vorbringen bleibt nach dem aktuellen Gesetz zwar
möglich, verspätetes Vorbringen kann aber unter den gesetzlichen Voraussetzungen prozessuale
Nachteile auslösen.
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Einordnung: echte statusbezogene Erschwerung des gerichtlichen
Rechtsschutzes. Asylsuchende müssen deutlich schneller reagieren als Kläger in
vielen gewöhnlichen Verwaltungsverfahren.

“

Aktuelle Fristen

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__74.html


Zum Vergleich: Die allgemeine Klagefrist nach § 74 VwGO beträgt regelmäßig einen Monat.
Asylverfahren weichen damit bewusst nach unten ab.

Innerhalb weniger Tage müssen Betroffene oft gleichzeitig

den Bescheid und seine Rechtsbehelfsbelehrung verstehen,
einen qualifizierten Dolmetscher oder Berater finden,
eine Anwältin oder einen Anwalt erreichen,
Vollmacht und Unterlagen übermitteln,
Herkunftslandinformationen und Beweismittel zusammentragen und
bei drohender Abschiebung zusätzlich einen Eilantrag stellen.

Unterbringung in abgelegenen Einrichtungen, psychische Belastung, fehlender Internetzugang und
Sprachbarrieren verschärfen die Zeitnot. Eine versäumte Frist kann den Verlust der inhaltlichen
Prüfung bedeuten.

Der Gesetzgeber will schnell klären, ob Schutz besteht, und lange Unsicherheit vermeiden.
Beschleunigung kann auch im Interesse der Schutzsuchenden liegen. Die Gegenposition verweist
auf die existenzielle Tragweite: Eine fehlerhafte Entscheidung kann Verfolgung, Folter oder Tod
nach Rückkehr bedeuten. Deshalb müssen Zugang zu Beratung, korrekte Zustellung und
verständliche Belehrung besonders zuverlässig sein.

In einem Verfahren eines pakistanischen Christen hatte das Verwaltungsgericht Beweisanträge
unter anderem wegen einer vermeintlichen Verspätung nach § 74 AsylG zurückgewiesen. Das
BVerfG, Beschluss vom 25.3.2020, nahm die Verfassungsbeschwerde im Ergebnis nicht an,
arbeitete aber die Grenzen der Präklusion und die Anforderungen an rechtliches Gehör und
Beweisanträge heraus. Die damalige Normfassung unterscheidet sich von der seit 2026 geltenden;
die verfassungsrechtliche Pflicht zu effektivem Rechtsschutz bleibt.

Warum ist das besonders
belastend?

Rechtfertigung und Kritik

BVerfG 2 BvR 113/20

https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__74.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2020/03/rk20200325_2bvr011320.html


Hier liegt keine bloß individuelle Folge, sondern eine ausdrückliche Andersbehandlung im
Prozessrecht vor. Sie ist gesetzlich gewollt, aber nur dann praktisch fair, wenn Betroffene frühzeitig
verständliche Information und erreichbare, qualifizierte Beratung erhalten.

§ 74 AsylG – aktuelle Fassung
§ 74 VwGO – allgemeine Klagefrist
BVerfG, 25.3.2020 – 2 BvR 113/20
Wissenschaftliche Dienste des Bundestages, WD 3-014/22

Stand: 9. August 2026. Frühere Entscheidungen können sich auf ältere Fassungen des § 74 AsylG
beziehen.
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